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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die Vorstel lung der Ergebnisse der Volkszählung (Zensus) hielt für Berl in

eine böse Überraschung bereit. Etwa 1 80.000 weniger Einwohner als ge-
dacht führen dazu, dass Berl in künftig weniger Zuweisungen aus dem

Länderfinanzausgleich zustehen - rund 470 Mil l ionen Euro im Jahr. Als

wäre dieser Schlag ins Kontor noch nicht genug, muss in diesem Jahr

noch eine Summe von ca. 940 Mil l ionen Euro zurückgezahlt werden.

Als ich diese Hiobsbotschaft hörte, schoss mir sofort durch den Kopf: Das

war es dann wohl mit weiteren Besoldungserhöhungen und einer Anglei-
chungsperspektive bis 201 7! Aber warum eigentl ich - das war gleich der

nächste Gedanke. Die Beamtinnen und Beamten haben ebenso wie die Arbeitnehmer/innen seit

2004 einen großen Beitrag dazu geleistet, dass das Haushaltsdefizit sich deutl ich vermindert hat. Al-
lein durch die Kürzung der Sonderzahlung (Weihnachtsgeld) hat die Politik ordentl ich gespart - und

tut es bis heute. Dazu kommen die vielen Nullrunden und geringen Besoldungserhöhungen, die zu

einem erheblichen Rückstand in der Bezahlung der Berl iner Beschäftigten gegenüber den anderen

Bundesländern geführt haben - vom Vergleich zum Bund ganz zu schweigen. Wenigstens hat Berl in

sich bei den Arbeitnehmer/innen auf den Weg gemacht, bis 201 7 die Angleichung an das Niveau der

Tarifgemeinschaft der Länder (TdL) zu erreichen. Die Beamtinnen und Beamten haben ein Recht

darauf, dass auch sie endlich diese Perspektive erhalten. Immerhin verpfl ichtet § 1 4 Bundesbesol-
dungsgesetz in der für Berl in geltenden Überleitungsfassung, die Besoldung entsprechend der Ent-
wicklung der al lgemeinen wirtschaftl ichen und finanziel len Verhältnisse und unter Berücksichtigung

der mit den Dienstaufgaben verbundenen Verantwortung regelmäßig anzupassen. Eine Besoldungs-
anpassung nach Kassenlage ist damit nicht gemeint - schon gar nicht dauerhaft, wie der Berl iner Se-
nat es seit nunmehr zehn Jahren praktiziert!

Die Taktik des Finanzsenators für den Umgang mit den Zensus-Folgen ist ziemlich undurchsichtig.

Mal müssen alle Haushaltsposititionen für 201 3 und den geplanten Doppelhaushalt 201 4/201 5 auf

den Prüfstand, mal kann das Defizit fast vol lständig mit einer Erhöhung der Grunderwerbsteuer um 1

% und die Einführung der City-Tax ausgeglichen werden, mal hi lft uns die erwartete Zunahme der

Bevölkerung (bis 2030 um 250.000 Personen), mal führt genau diese Bevölkerungszunahme dann

wieder zu mehr Ausgaben, zwischendurch wird auch noch ein Einspruch gegen den Zensus ins Spiel

gebracht. Und so kann man der Einschätzung der Grünen im Abgeordnetenhaus nur zustimmen: Der

Finanzsenator „beschwört Blut, Schweiß und Tränen und einen harten Konsolidierungskurs, während

er gleichzeitig im letzten Jahr 450 Mil l ionen Euro für das BER-Debakel und dieses Jahr sogar das

Doppelte für die Folgen des Zensus aus der Portokasse begleichen wil l . Wir brauchen einen Kassen-
sturz, der Nußbaums Zahlensalat aus zu niedrig angesetzten Einnahmen ein Ende setzt und zu rea-
l istisch veranschlagten Ausgaben führt. “

Immerhin hat bisher trotz Zensus keine im Abgeordnetenhaus vertretene Partei die berechtigten For-
derungen der Beamtinnen und Beamten nach angemessenen Besoldungserhöhungen und einer Be-
soldungsperspektive in Frage gestel lt. Die CDU hat sogar bekräftigt, dass es sich dabei weiterhin um

einen Schwerpunkt ihrer Politik handelt. Und selbst die Presse hielt sich bei diesem Thema erstaun-
l ich zurück. Offensichtl ich hat die Arbeit der Gewerkschaften in den letzten Monaten und Jahren ge-
fruchtet. Die Beamtinnen und Beamten werden ebenso wie die Tarifbeschäftigten des öffentl ichen

Dienstes nicht mehr im bisherigen Maße als Sparschweine der Nation angesehen. Die DSTG Berl in

sieht diese positive Entwicklung als Ansporn, den beschrittenen Weg konsequent weiterzugehen und

Ihre Interessen, l iebe Kolleginnen und Kollegen, weiterhin offensiv zu vertreten.

Mit kol legialen Grüßen

Mario Moeller
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Unter dem Motto „S.O.S. - Sichern oder Sinken“ fand vom 28. bis 30. Mai 201 3 in
Fulda der 1 7. Bundesjugendtag der DSTG-Jugend statt.

Als höchstes Gremium ist er dafür zuständig, al le vier Jahre die Bundesjugendleitung zu
wählen und über die weitere Arbeit der DSTG-Jugend zu entscheiden.

Zum neuen Vorsitzen-
den wurde Christian
Haefs (Bezirksverband
Westfalen-Lippe) ge-
wählt. Als Stel lvertre-
ter/innen stehen ihm
künftig Ann-Kristin
Horst (Landesverband
Schleswig-Holstein),
Stephanie Vogel (Be-
zirksverband Württem-
berg), Rene Zuraw
(Landesverband Bre-
men) und Karin Woll
(Bezirksverband Düs-
seldorf) zur Seite.

Knapp 90 Delegierte aus allen Bun-
desländern stimmten mit den vorl ie-
genden Anträgen über die künftigen
Schwerpunkte der Arbeit der DSTG-
Jugend ab und können diese so mit-
gestalten. Berl in setzte sich dabei be-
sonders für Änderungen in der
Steuerbeamten-Ausbildung ein, z. B.
hinsichtl ich der
Notengewich-
tung bei den
Steueranwär-
ter/innen.

Alle Berl iner An-
träge können auf
der Website der
DSTG-Jugend
Berl in eingese-
hen werden.

v. l. n. r. : Ann-Kristin Horst, Stephanie Vogel, Christian Haefs,

René Zuraw, Karin Woll
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Zur Öffentl ichkeitsveranstaltung kamen neben Vertretern al ler Bundestagsparteien auch
Mitarbeiter/innen der Landesfinanzministerien, Leiter/innen von Landesfinanzschulen und
Fachhochschulen der Länder sowie die Vorsteher/innen vieler Hessischer Finanzämter. In
hervorragender Weise schilderte Christian Haefs in seiner Rede die Situation in den Fi-
nanzämtern. Er machte klar, dass Steuern Mitgl iedsbeiträge an die Gesellschaft sind, die
deren Zukunft und ihren Lebensstandard sichern sollen. Deshalb muss der demografische
Wandel auch zwangsläufig Auswirkungen auf die Finanzverwaltung haben. An den Hessi-
schen Finanzminister Dr. Thomas Schäfer und die anwesenden Bundestags- und Land-
tagsabgeordneten gewandt, forderte er die Politik auf, sich zum öffentl ichen Dienst zu
bekennen und nicht in Verunglimpfungen einzustimmen. Die Bezahlung sei ein wesentl i-
cher Punkt zur Zukunftsfähigkeit des öffentl ichen Dienstes. „Wir verlangen eine amtsange-
messene Besoldung - sonst bekommen Sie in Zukunft eine besoldungsangemessene
Amtsausübung!“
Finanzminister Dr. Schäfer beleuchtete anschließend die Herausforderungen des demo-
grafischen Wandels aus seiner Sicht und gab insbesondere ein Bekenntnis zur Notwen-
digkeit des mittleren Dienstes ab. Es folgten die Grußworte von Patricia Lips (MdB,
CDU/CSU), Lothar Binding (MdB, SPD), Björn Sänger (MdB, FDP), Sigrid Erfurth (MdL,
Bündnis 90/Die Grünen) und Sabine Leidig (MdB, Die Linke). Abgerundet wurde die Öf-
fentl ichkeitsveranstaltung durch Beiträge von Thomas Eigenthaler (DSTG-Bundesvorsit-
zender) und Sandra Kothe (Vorsitzende der dbb jugend).
Bei so viel anwesendem Sachverstand war natürl ich auch ein Austausch mit Politik und
Verwaltung sowie ein Blick über den Tellerrand hinaus in andere Bundesländer möglich.

Wir wünschen der neuen Bundesjugendleitung viel Erfolg und werden ihre Arbeit weiterhin
konstruktiv und kritisch begleiten.

Christian Haefs mit Björn Sänger,

Patricia Lips und Lothar Binding
Sandra Kothe und Finanzminister Dr. Schäfer

Sigrid Erfurth Thomas EigenthalerSabine Leidig
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Der Berliner Senat hat beschlossen, die bestehenden zentralen Telefonservice-Angebote
der Berliner Verwaltung bis Ende 201 3 zum „Bürgertelefon 11 5“ zusammenzuführen.

Künftig sol len telefonische Bürgeranliegen nach einem dreistufigen Modell - Service Center
(„First-Level“), Qualifizierte Anlaufstel le („Second-Level“) und zuständige Sachbearbeitung
(„Third-Level“) - beim „Bürgertelefon 11 5“ bearbeitet werden. Die Senatsverwaltung für Finan-
zen beteil igt sich an diesem Pilotprojekt mit Telefonservice-Stel len als Teil des Steuerfachser-
vices in den Finanzämtern Stegl itz und Pankow/Weissensee. In der Telefonservice-Stel le sol l
ein Teil der im Finanzamt eingehenden Anrufe angenommen und möglichst abschließend bear-
beitet werden, soweit dies ohne Akten und konkrete Fallkenntnis möglich ist.
Nach CallCenter-ähnl icher baulicher sowie technischer Ausstattung der Büroräume und nach
erfolgter personalvertretungsrechtl icher Beteil igung des Gesamtpersonalrates (GPR) und des
jeweil igen örtl ichen Personalrates (öPR) soll die Pilotphase der Telefonservice-Stel len („Se-
cond-Level“) zum 1 . Jul i 201 3 beginnen.

In einer Kooperationsveranstaltung mit dem Hauptpersonalrat am 26. Apri l 201 3 über die lan-
desweite Umsetzung dieses zentralen Berl iner Telefonservice referierte die Projektleiterin der
Senatsverwaltung für Inneres und Sport (SenInn), Frau Birgitta Löns, über die Vortei le für die
Bürger und über die Vortei le für die angeschlossenen Behörden. Frau Löns erläuterte, „dass
die Senatsverwaltung für Inneres und Sport bei Anbindung der Behörden stufenweise vorgeht"
und führte als Beispiel u. a. die erfolgreiche Einführung in den Finanzämtern auf. Seit März
läuft der „verdeckte Betrieb“ in den beiden Finanzämtern, so der Folienvortrag!
Die anwesenden Beschäftigtenvertreter der Berl iner Steuerverwaltung stutzten über die Aussa-
ge und stel lten schließlich klar, dass bisher in den beiden Finanzämtern weder die baulichen
noch die personalvertretungsrechtl ichen Voraussetzungen vorlagen. Auf Nachfrage bestätigte
und erläuterte SenInn, dass die Senatsverwaltung für Finanzen bereits die erfolgreiche Einfüh-
rung des „Bürgertelefons 11 5“ gemeldet hat!

Die DSTG Berl in kritisiert und rügt diese Vorgehensweise der Senatsverwaltung für Finanzen.
Aussage und Zeitpunkt standen im April 201 3 im markanten Widerspruch zum tatsächlichen
Stand der Dinge. Die bauliche Ausstattung verzögerte sich mehrmals wegen Lieferschwierig-
keiten der betei l igten Firmen. Dadurch konnten die notwendigen Beteil igungsverfahren nicht
durchgeführt werden. Es ist absolut unverständl ich, weshalb SenFin bereits im Apri l 201 3 die
Umsetzung des „Second Level“ gegenüber der Senatsverwaltung für Inneres und Sport signal i-
siert hat. Oder wollte man sich einfach mal wieder vorzeitig mit einem „vorauseilenden Erfolg“
brüsten?

PPIILLOOTTPPRROOJJEEKKTT BBÜÜRRGGEERRTTEELLEEFFOONN 11 11 55
SSEENNFFIINN MMEELLDDEETT VVOORREEIILLIIGG EERRFFOOLLGGRREEIICCHHEE EEIINNFFÜÜHHRRUUNNGG
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Dem Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 20. März 201 2 zur Diskriminierung durch ei-
ne altersabhängige Staffelung der Urlaubsdauer ist nunmehr von Innensenator Henkel
durch Entwurf einer geänderten Erholungsurlaubsverordnung Rechnung getragen wor-
den. Nachdem der TV-L für die Arbeitnehmer/innen entsprechend geändert wurde, soll
das BAG-Urteil nunmehr auch auf die Beamtenschaft übertragen werden.

ÜÜBBEERRNNAAHHMMEE GGEESSIICCHHEERRTT??

Die längst überfäl l ige Änderung der Erholungsurlaubsverordnung ist zwingend erforderl ich. Oh-
ne eine Übergangsregelung würden die zusätzl ichen Urlaubsansprüche aus dem Jahr 2011
derjenigen, die bisher aufgrund ihres jugendlichen Alters nur 26 bzw. 29 Urlaubstage hatten,
gemäß § 9 Abs. 2 Satz 3 der geltenden Erholungsurlaubsverordnung am 30. Juni 201 3 (acht-
zehn Monate nach dem Ende des Urlaubsjahres 2011 ) verfal len.
Der zwischenzeitl ich den Gewerkschaften zur Stel lungnahme vorgelegte Änderungsentwurf
sieht ab dem Urlaubsjahr 2011 eine diskriminierungsfreie Regelung von einheitl ich 30 Urlaubs-
tagen für al le Beamtinnen und Beamte vor.
Für die Urlaubsjahre 2011 und 201 2 ist eine Übergangsregelung für die Abwicklung des erhöh-
ten Urlaubsanspruchs vorgesehen. Danach würde der Resturlaub aus 2011 mit Ablauf des Ka-
lenderjahres 201 4, der Resturlaub aus dem Jahr 201 2 achtzehn Monate nach dem Ende des
Urlaubsjahres - also zum 30. Juni 201 4 - verfal len.
Unverständl ich ist hierbei, warum der erhöhte Urlaubsanspruch 201 2 früher verfal len soll als
der aus 2011 . Hier muss vom Innensenator noch nachgebessert werden.

Nach Auskunft der Senatsverwaltung für Inneres und Sport verfal len die Ansprüche aus dem
Jahr 2011 zum 30. Juni 201 3 auch dann nicht, wenn bis zu diesem Datum die geänderte Ver-
ordnung noch nicht in Kraft getreten sein sol lte - was schon frühzeitig bei den erforderl ichen
Verfahrensabläufen absehbar war.

Die DSTG wird jedoch prüfen, ob durch die Verzögerungen eventuel l Nachtei le für die Anwär-
ter/innen eintreten könnten, die aufgrund ihrer Laufbahnnoten zum 1 . September bzw. zum
1 . Oktober nicht verbeamtet werden.
Wir werden zu gegebener Zeit über das Ergebnis der Prüfung informieren.

3300 TTAAGGEE UURRLLAAUUBB AAUUCCHH FFÜÜRR BBEEAAMMTTIINNNNEENN UUNNDD BBEEAAMMTTEE

Die Übernahmebedingungen sind bekannt: mindestens Laufbahnnote drei - also acht
Punkte.

Nun hat Finanzsenator Ulrich Nußbaum im Gespräch mit den Vorsteherinnen und Vorstehern
erklärt, dass die Absolventinnen und Absolventen mit sieben Punkten nach der Ausbildung erst
einmal als Tarifbeschäftigte auf Zeit übernommen werden. Sie sol len ihre Eignung nachweisen,
bevor sie dauerhaft beschäftigt werden können. Genau wie im Vorjahr.
Die DSTG fordert weiterhin, al le Kolleginnen und Kollegen in ein Beamtenverhältnis auf Probe
zu übernehmen, die die Laufbahnprüfung bestehen. Hilfsweise vorerst für bis zu zwei Jahre als
Arbeitnehmer/in, mit der Möglichkeit zur Verbeamtung bei entsprechender Bewährung in der
Praxis. Unterstützung erhalten wir hierbei von der CDU-Fraktion im Berl iner Abgeordneten-
haus, die dies nicht zuletzt in ihren „Grundlagen für ein Personalentwicklungskonzept 2020“
festgeschrieben hat.
Wir werden selbstverständl ich weiterhin mit al len Fraktionen im Abgeordnetenhaus zusammen-
arbeiten, um dieses Ziel zu erreichen.




